
Öffentliche Bekanntmachung der Genehmigung des
Änderungsverfahrens 23 HER Dienstleistungspark
Schloss Strünkede zum Regionalen Flächennut-
zungsplan der Planungsgemeinschaft Städteregion
Ruhr auf dem Gebiet der Stadt Herne

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Her-
ne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in ihren
Sitzungen vom 19.11. bis 13.12.2018 die folgende Än-
derung zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Pla-
nungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr beschlossen:

23 HER Dienstleistungspark Schloss Strünkede

Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom
23.04.2019 (Aktenzeichen: VIII B 3-30.18.01.07 - 23 HER)
gemäß § 39 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG) NRW
vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 (GV.
NRW. S. 868), im Einvernehmen mit den fachlich zustän-
digen Landesministerien genehmigt.

Gemäß § 14 Satz 3 LPlG in Verbindung mit § 6 Abs. 5
Baugesetzbuch (BauGB) in der bis zum 12. Mai 2017 gül-
tigen Fassung (Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) geändert durch Gesetz vom
20.10.2015 (BGBl. I S. 1722)) wird die Änderung zum Re-
gionalen Flächennutzungsplan - einschließlich Textteil /
Begründung, Umweltbericht und der Zusammenfassen-
den Erklärung - beim Regionalverband Ruhr (Regional-
planungsbehörde) sowie den Städten

- Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße
19, Amt für Stadtplanung und Wohnen

- Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für
Stadtplanung und Bauordnung

- Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer, Goldberg-
straße 12, Referat 61 - Stadtplanung und Bauordnung

- Herne, Technisches Rathaus, Langekampstraße 36,
Fachbereich Umwelt und Stadtplanung

- Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-
Böckler-Platz 5, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht und
Stadtentwicklung

- Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade
(Gebäudeteil A), Bahnhofstraße 66, Bereich 5-4 /
Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denkmalschutz

zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den
einzelnen Städten während der öffentlichen Dienststun-
den Auskunft erteilt.
Alle Planunterlagen können darüber hinaus auf der
Internetseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedtere-
gion-ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungs-
plan.html eingesehen werden.

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan wird
mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die Städ-
te der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die
Landesplanungsbehörde im Gesetz- und Verordnungs-
blatt NRW Ziel der Raumordnung.
Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz
(ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20.
Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist, sind Ziele
der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und Priva-
ten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten.
Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffent-
licher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen zu berücksichtigen.

Hinweise:

I.   Gemäß § 11 Absatz 5 Raumordnungsgesetz wird auf
Folgendes hingewiesen:

     Unbeachtlich werden

     1. eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften,

     2. nach Absatz 3 beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

     3. eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über die Umweltprüfung,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-
machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

II.  Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-
gewiesen:

     Unbeachtlich werden

     1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

     2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regio-
nalen Flächennutzungsplanes und

     3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bochum,
Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der Ruhr oder
Oberhausen unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden Fas-
sung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung gegen die Änderung des Regionalen
Flächennutzungsplans nach Ablauf eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden kann, es sei denn,

     a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
     b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich

bekannt gemacht worden,
     c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse

zur Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans vorher beanstandet oder
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     d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne,
Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 28.05.2019

Schranz
Oberbürgermeister
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